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lektik aufmerksam gemacht werden. Kein Mittel hat — was 
für unseren Gegenstand A. S. M a k a r e n k o  überzeugend 
klargestellt hat — eine vorherbestimmbare Bedeutung. 
Kein Mittel ist an sich positiv oder negativ. Zur Erreichung 
angestrebter Zwecke oder Ziele können nicht beliebige Mit­
tel eingesetzt werden. Es kommt auf die Bedingungen an, 
unter denen bestimmte Mittel angewendet werden, unter 
denen sie wirken und von denen maßgeblich die Wirk­
samkeit des Mittels abhängt Entscheidend ist das Gesamt­
system der Mittel und Methoden, in dem ein bestimmtes 
Mittel, z. B. eine Strafe, zum Einsatz gelangt.18

Die Wirksamkeit der Strafe hängt von den sozialen, 
materiellen und politischen Bedingungen ab, also auch 
davon, ob und inwieweit diese im Zusammenhang mit der 
konkreten Strafverfolgung günstiger gestaltet werden 
können. Die Erhöhung der Wirksamkeit ist somit gleich­
bedeutend mit der Aufgabe, auf soziale Verhältnisse ein­
zuwirken, gesellschaftsgestaltend zu werden. Das ist also 
keine auf die Justiz- und Sicherheitsorgane begrenzte Auf­
gabe, sondern eine komplizierte komplexe gesellschafts­
politische Aufgabe im Sinne des Art. 90 der Verfassung 
und der Präambel sowie Art. 3 StGB. Die Aufgabe der 
Kriminalitätsvorbeugung ist eigentlich auch in hohem 
Maße deckungsgleich mit der Aufgabe, die Wirksamkeit 
des Strafrechts, der Strafe und des Strafverfahrens zu 
erhöhen. Sie muß aber auch als Aufgabe verstanden wer­
den, die gesellschaftlichen Bedingungen im Großen und 
Kleinen progressiv so zu gestalten, daß sie zugleich auch 
günstiger werden für die Wirksamkeit der Strafe.

Komplexe von Wirkungsbedingungen

Wenn wir davon ausgehen, daß die gesamtgesellschaft­
lichen politischen, ökonomischen, ideologischen und ande­
ren sozialen Verhältnisse in der DDR wie auch im inter­
nationalen Maßstab vorgegeben, vorgefunden sind19, dann 
möchte ich mich hier auf die Hervorhebung folgender 
Komplexe von Wirkungs- bziw. Wirksamkeitsbedingun­
gen20 beschränken:
— die Persönlichkeit, der namentlich moralisch-politische 

Entwicklungsstand des Straftäters (insbesondere auch 
Rechts- und Verantwortungsbewußtsein);

— die moralisch-politische und sozialpsychologische 
Situation in seinen Kollektiven, auch wesentlich deren 
Rechts-, Moral- und Verantwortungsbewußtsein sowie 
Charakter der Kollektivbeziehungen, einschließlich der 
Beziehungen zum Täter, seine Stellung im Kollektiv;

— Stand und Niveau der Gesetzlichkeit, Ordnung und 
Sicherheit sowie des Rechts-, Moral- und Verantwor­
tungsbewußtseins im weiteren sozialen Umfeld (Terri­
torium, Betrieb usw.);

— Niveau und Qualität der Albeit der Justiz- und Sicher­
heitsorgane, insbesondere hinsichtlich der Einhaltung 
der Gesetzlichkeit und der Rechte der Bürger entspre­
chend der besonderen Verantwortung dieser (rechts­
schützenden) Organe für die Einhaltung und Gewähr­
leistung der Gesetzlichkeit in ihren zwei Seiten (1. im 
Interesse der Gesellschaft als Schutz vor Rechtsverlet­
zungen und 2. im Sinne der Achtung und Wahrung der 
Rechte und der Würde der Bürger gemäß Art. 4 und 5 
StGB).
Damit wird zugleich ausgesagt, daß die strikte Einhal­

tung aller Normen und Vorschriften des materiellen wie 
des Prozeßrechts nicht nur schlechthin der sozialistischen 
Gesetzlichkeit dient, sondern eine wesentliche Bedingung 
für das Erreichen einer hohen Wirksamkeit der Strafe dar­
stellt. Das elementarste und grundlegendste Erfordernis 
zur Erreichung einer hohen Wirksamkeit der Strafe ist 
eben diese strikte Einhaltung aller materiellen und ver­
fahrensrechtlichen Vorschriften. Darum ist die Leitungs­
tätigkeit der Justiz- und Sicherheitsorgane vor allem dar­
auf gerichtet, diese Anforderungen absolut und ausnahms­
los durchzusetzen. Somit gewinnt die Kontrolle über das 
absolute Ausschließen jeglicher Nichteinhaltung von

Rechtsvorschriften (über die rechtlich geregelten Formen, 
einschließlich auch disziplinarischer Verantwortlichkeit 
oder Abberufung) beim heute erreichten gesellschaftlichen 
Entwicklungsstand einen zunehmend höheren Stellenwert, 
ein weit größeres Gewicht, und zwar gerade auch unter 
dem Aspekt der Erhöhung der Wirksamkeit des Rechts.

Gestützt auf diese selbstverständliche Voraussetzung, 
kommt es m. E. darauf an, unter Nutzung vorhandener 
Ansatzpunkte und Möglichkeiten im Verlauf des Strafver­
fahrens und der Strafenverwirklichung auf den Straftäter 
sowohl direkt, vor allem aber über die Kollektive und 
andere Sozialbeziehungen so einzuwirken, daß seine prak­
tisch-produktive soziale Integration gefördert wird. Da­
durch gestalten sich die Wirksamkeitsbedingungen der 
Strafe günstiger, und es kann auf diese Weise eine höhere 
Wirksamkeit der Strafe erreicht werden. 1 11
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